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			In Freiheit vereint

			Berlin und Buenos Aires feiern 25 Jahre Städtepartnerschaft 

			Von Alexander Gerst
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			Berlins Regierender Bürgermeister Michael Müller zum Jubiläum der Städtepartnerschaft in Buenos Aires. (Foto: dpa)

			Buenos Aires (AT/ag/dpa) - Im Rahmen der Feierlichkeiten zum 25-jährigen Jubiläum der Städtepartnerschaft der beiden Hauptstädte sprach Berlins Regierender Bürgermeister Michael Müller zusammen mit Kulturminister Enrique Avogadro vor Journalisten, Kulturschaffenden und Angehörigen der deutschen Botschaft im Kulturzentrum Carlos Gardel in Chacarita. 

			Dessen Fassade wurde passend zum Anlass neugestaltet: Eine deutsch-argentinische Künstlerproduktion ließ den Berliner Bären in Buenos Aires erscheinen, gleich neben dem Hashtag #FreiheitBerlinBuenosAires, der unterstreichen soll, dass die beiden Städte für freie Lebensweise, Kunst-, Kultur- und Pressefreiheit einstehen. Das Wandbild symbolisiere, laut Avogadro, das experimentelle Berlin auf der einen Seite und mit Buenos Aires auf der anderen Seite eine Stadt, in der „das Neue, aber auch das Andere, Seite an Seite zusammenleben“. 

			Für Bürgermeister Müller war auch klar, dass nicht nur kultureller, sondern politischer Erfahrungsaustausch vonnöten seien, um die Kooperation der beiden Städte zu vertiefen. „Die Freiheit“, so Müller, sei „das verbindende Element zwischen Berlin und Buenos Aires“, und beide Städte hätten ähnliche Herausforderungen zu bewältigen. So sei die Nachnutzung des Olympischen Dorfs zu Wohnzwecken in Buenos Aires ein Punkt, von dem das wohnungsnotgeplagte Berlin von der argentinischen Hauptstadt lernen könne, so Müller gegenüber dem Tageblatt. 

			Auch beim Thema Arbeitsmigration sei Buenos Aires ein interessanter Partner. Denn die historisch gewachsene Migrations- und Integrationstradition Argentiniens könne für Berlin angesichts der dort derzeitig zu bewältigenden Aufgaben ein inspirierendes Beispiel sein. 

			Während seines Aufenthalts besuchte Müller auch das jüdische Forschungsinstitut IWO und zeigte sich beeindruckt von der Geschichte des jüdischen Erbes in und jüdischer Immigration nach Buenos Aires, die auch in engem Zusammenhang mit der deutschen Geschichte steht. Umso wichtiger sei es laut Müller, Toleranz für die Vielfältigkeit zu erhalten. Insbesondere deshalb müsse man sich entschlossen den Stimmen in der Welt entgegenstellen, die sich gegen Freiheit und Gleichberechtigung aussprechen.

			Während seines Besuchs in Buenos Aires nahm Müller auch am Culture Summit des internationalen Städtenetzes United Cities and Local Governments (UCLG) teil. Dabei betonte er die Schlüsselrolle der Kultur im Stadtleben hervor. Die Stärkung der kulturellen Szene belebe die gesamte Stadtentwicklung, sagte Müller. „Die Kultur führt uns zusammen und gibt uns immer wieder die Chance, miteinander in Dialog zu treten, auch mit anderen Städten, mit anderen Regionen.
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			Strategische Zusammenarbeit

			Provinz Buenos Aires und NRW wollen stärker kooperieren

			[image: arg_nrw_unten.jpg] 

			Im Bild unter anderen Jürgen Christian Mertens (3.v.l.), Mark Speich (5.v.l.), Diego Martín Cagliolo (4.v.r.) und Esteban Bullrich (3.v.r.). (Foto: ag)

			Buenos Aires (AT/ag) - Die Tinte ist trocken. Vertreter des deutschen Bundeslands Nordrhein-Westfalen und der Provinz Buenos Aires unterzeichneten vor wenigen Tagen eine Absichtserklärung über die strategische Zusammenarbeit zwischen den beiden Gliedstaaten. 

			Neben dem deutschen Botschafter Jürgen Christian Mertens waren unter anderem Esteban Bullrich, Senator der Provinz Buenos Aires, und Diego Martín Cagliolo, Staatssekretär für Internationales und Kooperation, anwesend. Die Delegation aus NRW wurde von Staatssekretär für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie Internationales, Dr. Mark Speich (CDU), angeführt. 

			Für Nordrhein-Westfalen sind laut Speich drei Gründe entscheidend gewesen, sich für Buenos Aires als Partnerprovinz außerhalb der Europäischen Union zu entscheiden. So ist die Provinz ein interessanter Ausbildungspartner für Informationstechnologie-Expertise, die zukünftig auch in NRW gefragt sein wird. Während in Deutschland das Feld der IT stark akademisiert ist, könnten NRW und seine mittelständischen Unternehmen von in der IT praktisch ausgebildeten Argentiniern profitieren. Die fortschreitende und sich ausweitende Digitalisierung der Wirtschaft führe fast zwangsläufig zu einem Fachkräftemangel in der deutschen IT. 

			Darüber hinaus ist Argentiniens kulturelle Nähe durch die europäischen Wurzeln eine ideale Basis für Arbeitsmigration nach Deutschland. Hindernisse bei der gesellschaftlichen Integration von Fachkräften erwartet Speich kaum, weshalb er diese der Arbeitsmigration aus arabischen Ländern vorziehe. 

			Auch beim Thema der erneuerbaren Energien gebe es wichtige Schnittstellen. Argentinien hat sich verpflichtet, in sechs Jahren die Energiegewinnung aus Wasser-, Wind- und Solarstrom auf einen Anteil von 20 Prozent zu steigern, NRW steckt nach dem beschlossenen Kohleausstieg im Jahr 2038 mitten im Strukturwandel. Ein Austausch von Ergebnissen könne beiden Kooperationspartnern nutzen. 

			Speich wünscht sich außerdem einen vermehrten Austausch in der Bildung. Hier müssten Hürden abgebaut werden, um die kulturelle Nähe zwischen beiden Partnern zu stärken. Ein Schüleraustausch nach Deutschland dürfe nicht an mangelnden Deutschkenntnissen scheitern. 

			Die fast schon traditionelle Unbeständigkeit des politischen Tagesgeschäfts Argentiniens sieht auch der NRW-Politiker mit Sorge. Denn gerade dies könnte potenzielle Investoren abschrecken. Er bekräftigt aber den Willen, aus der unterzeichneten Absichtserklärung eine langfristige strategische Zusammenarbeit zu machen. Dies erfordere Geduld, aber „kurzfristige Denker sind in Argentinien ohnehin am falschen Ort“, so Speich.
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			Die Woche in Argentinien

			Wahldebakel für „Cambiemos“

			Wahldebakel für die nationale Regierungskoalition „Cambiemos“ (Verändern wir) in der Provinz Río Negro. Bei den Gouverneurswahlen in dem nordpatagonischen Gliedstaat erreichte die Kandidatin der Macri-Allianz, Lorena Matzen, gerade einmal 5,67 Prozent der Stimmen. Wahlsiegerin wurde Arabela Carreras, die für das lokale Bündnis „Gemeinsam für Río Negro“ antrat und 52,43 Prozent auf sich vereinigen konnte. Carreras gehört zum politischen Lager des bisherigen Gouverneurs Alberto Weretilneck, der aufgrund richterlicher Entscheidung nicht noch einmal antreten durfte. Der zweite Platz ging an Martín Soria, dem Kandidaten der Kirchner-treuen „Siegesfront“. Der Sohn des am Neujahrstag 2012 von der eigenen Ehefrau getöteten Ex-Gouverneurs Carlos Soria verbuchte 35,06 Prozent. In der Casa Rosada konnte man sich über das ernüchternde Wahlergebnis der eigenen Kandidatin zumindest damit trösten, dass das Kichner-Lager in Río Negro keinen Triumph feiern konnte. Einen solchen wollte die Nationalregierung in Buenos Aires um jeden Preis verhindern. Wahlsiegerin Carreras erhielt so auch viele Stimmen von der Radikalen Bürger Union (UCR), die eigentlich integraler Bestandteil von „Cambiemos“ ist. Der Wahlsieg des lokalen Wahlbündnisses lag auch in den zahlreichen Infrastrukturmaßnahmen begründet, für deren Finanzierung die Provinzregierung einen Kredit von 300 Millionen Dollar aufgenommen hat. Die Gelder wurden zur Verbesserung der Stromversorgung sowie für Bodenbewässerung, Gasleitungen und Kläranlagen verwendet.

			Spannendes Rennen

			In Chubut zeichnet sich ein spannendes Rennen um den Gouverneursposten ab. Bei den Vorwahlen (PASO) am Sonntag konnte der amtierende Verwaltungschef Mariano Arcioni vom Bündnis „Chubut sind wir alle“ (Chubut somos todos) mit mehr als 31 Prozent der Stimmen das beste Einzelergebnis verbuchen. Doch die Kirchner-treue „Patriotische Front von Chubut“ kam, wenn man ihre drei Bewerber zusammenaddiert, auf 33 Prozent. Im internen Vergleich der Kirchneristen setzte sich Carlos Linares mit 16 Prozent durch und darf nun bei den Gouverneurswahlen am 9. Juni das Bündnis vertreten. Der einstige Vize-Gouverneur César Mac Karthy bekam zwölf Prozent; Omar Burgoa war mit drei Prozent der am schlechtesten platzierte Kandidat des Kirchner-Lagers. Drittstärkstes politisches Lager in Chubut wurde die nationale Regierungskoalition „Cambiemos“ (Verändern wir), deren Kandidat Gustavo Menna 14 Prozent erzielte. Bei Vorwahlen ist es den Bündnissen überlassen, wie viele Kandidaten sich bewerben. Manche Allianzen begnügen sich mit einem einzigen. Die nächsten Vorwahlen finden am kommenden Sonntag in Entre Ríos statt, wo sich Gouverneur Gustavo Bordet um eine Wiederwahl bemüht.

			U-Bahn-Fahren teurer

			Das Fahren mit der U-Bahn von Buenos Aires (Subte) ist wieder teurer geworden. Seit Dienstag kostet der Basistarif für eine Einzelfahrt 19 Pesos. Bedenkt man, dass der Preis für eine Fahrt vor einem Jahr noch 7,50 Pesos betrug, ergibt sich eine Steigerung um 153 Prozent. Ab Mai soll eine Fahrt sogar 21 Pesos kosten. Das wäre gegenüber dem April 2018 sogar eine Zunahme um 180 Prozent. Es soll jedoch weiter Vergünstigungen für Vielfahrer geben. Damit liegen die Preiserhöhungen für die U-Bahn deutlich über der Inflation und den tariflich vereinbarten Gehaltsanpassungen. Die Betreibergesellschaft Sbase begründete den Schritt mit Verweis auf die Betriebskosten. Der reale Wert einer einfachen Fahrt betrage sogar 23,20 Pesos. Im Vorfeld hatte es in öffentlichen Anhörungen scharfe Kritik an der neuerlichen Preiserhöhung gegeben. Diese kam seitens der U-Bahn-Nutzern, aber auch von Angestellten.

			Samid ausgeliefert

			Fleischunternehmer Alberto Samid ist zurück in Argentinien. Der 71-Jährige, gegen den eine Interpol-Fahndung lief, war in Belize untergetaucht. Dort wurde er Anfang der Woche abgeschoben. Der „Fleischkönig“, der sich in früheren Jahren auch für die Peronistische Partei (PJ) engagierte, muss sich in Argentinien einem Prozess wegen Steuerhinterziehung verantworten. Samid schuldet dem Steueramt AFIP umgerechnet rund 23 Millionen US-Dollar. Die Staatsanwaltschaft fordert sieben Jahre Haft. Der Richterspruch wird in Kürze erwartet. Angesichts dessen hatte Samid sich am 24. März illegal zunächst nach Paraguay abgesetzt und war von dort über Panama nach Belize gereist. Samids Rechtsbeistand Vicente D‘Attoli beantragte bei der Justiz nun eine psychiatrische Untersuchung seines Mandanten, um ihn so vor einem Gefängnisaufenthalt zu bewahren. (AT/mc)

		

	
		
			Meinung

			[image: 11802.png] 

			Gramsci und Kirchner

			Von Juan E. Alemann

			Antonio Gramsci (1891-1937) war ein italienischer Terrorist, der verhaftet wurde, und bis zu seinem Tod im Gefängnis verblieb. Dort schrieb er ein Buch, in dem er die These vertrat, dass die Durchsetzung seiner Ideologie, die in einer Art Kommunismus bestand, nicht durch Gewalt erreicht werden könne, weil der Staat mit den Streit- und Sicherheitskräften immer der Stärkere sei. Das Ziel müsse durch ideologische Infiltration erreicht werden, in den Bereichen der Politik und der Kultur. Man müsse in die politischen Parteien eindringen, in die Universitäten und Sekundarschulen, in die Presse, in die sozialen Organisationen und auch in die Regierung, die Justiz und das Parlament.

			Diesen Rat haben sich auch die argentinischen Terroristen zu eigen gemacht. Die beiden großen Organisationen, die Montoneros, und das ERP (“Ejército Revolucionario del Pueblo”) haben ab 1969 insgesamt 1.500 Menschen umgebracht, 21.000 Attentate verübt, bei denen Menschen verletzt und verstümmelt wurden, und 1.700 Unternehmer entführt, die nur gegen hohe Lösegelder freigelassen wurden. Die Brüder Jorge und Juan Born, vom Konzern Bunge & Born, mussten 60 Millionen Dollar zahlen. In anderen Fällen gingen die Beträge von einer bis zu 10 Millionen Dollar. Doch dann wurden die Terroristen vom Staat bekämpft, zunächst unter Perón und seiner Nachfolgerin Isabel mit der “Triple A”, die aus Polizisten im Ruhestand und Mördern bestand, und dann ab März 1976 von den Streitkräften. Damit wurden die Montoneros und auch das ERP als solche vernichtet.

			Doch die ideologischen Montoneros bestehen weiter und haben sich sogar vermehrt. Sie sind jetzt als Schüler von Gramsci überall eingedrungen, mit großem Einfluss. Das haben ihnen Néstor und noch mehr Cristina Kirchner erleichtert, die ihnen in ihrer Jugend nahestanden, indem sie sie massenweise in öffentliche Ämter aufgenommen wurden, besonders in politisch wichtige, wo sie heute noch sitzen und eine verkappte Sabotage der Macri-Regierung vollziehen.

			Dem Grundkonzept von Gramsci hat Néstor Kirchner ein weiteres hinzugefügt, nämlich dass Politik nur mit viel Geld erfolgreich sein könne. Doch in der bürgerlichen Gesellschaft hätten nur Unternehmer (“Kapitalisten” im marxistischen Jargon) das Geld, das sie politisch für die Stützung der bestehenden Machtverhältnisse einsetzen, auf die der Kapitalismus sich stützt. Somit müsse eine Regierung, die sich ideologisch mit den Montoneros identifiziert, das Geld über Geschäfte erhalten, die vom Staat abhängen, Das ist eine Rechtfertigung der Korruption, und erklärt, warum linke Gruppen, zu denen auch kirchneristische Peronisten gehören, die phantastische Kirchner-Korruption bagatellisieren, und Cristina weiter unterstützen.

			In der Tat wird schon sehr viel Geld aus der K-Korruption für Politik eingesetzt. Cristina finanziert damit ihr Institut Patria, die Zeitung Página/12, und auch öffentliche Kundgebungen von sozialen Gruppen, die ihr politisch nahestehen oder sie auf alle Fälle politisch unterstützen. Nur sie ist in der Lage, die Omnibusse zu zahlen, mit denen so viele Leute ins Stadtzentrum befördert werden, die oft auch Geld erhalten.

			Und jetzt ergibt sich eine eigenartige Lage: die Unternehmer sind gehemmt Geld für Politik bereitzustellen, weil sie dabei Ärger mit  der Justiz befürchten, wie es schon bei denen der Fall ist, die in den Centeno-Heften aufgeführt wurden. Das Gesetz, das ihnen Beiträge erlaubt, stößt auf Schwierigkeiten im Parlament und löst das Problem auch nur zum Teil. Aber auf der anderen Seite verfügt der Kirchnerismus über enorme Beträge, wobei eine großzügige Finanzierung einer Wahlkampagne nur einen geringen Teil davon beansprucht.
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			Im Nahen Osten nichts Neues

			Von Stefan Kuhn

			Nein, keine Wählerschelte. Es ist, wie es ist. Israel bleibt ein rechtspopulistisches Land. Benjamin Netanjahu hat die Parlamentswahlen gewonnen und wird wohl eine fünfte Amtszeit antreten. Im Juni wird er den Staatsgründer David Ben Gurion überholen und der am längsten regierende Ministerpräsident des Landes sein. Viele in der Welt jenseits von Trump, Putin, Orban und Co. hatten sich einen Sieg des Zentrumspolitikers Benny Gantz gewünscht. Dessen neugegründete „Blau-Weiß“-Partei lag am Ende gleichauf mit Netanjahus Likud, doch der Regierungschef hat am rechten Rand mehr Koalitionspartner als Gantz links der Mitte. Die Hoffnung auf einen Politikwechsel im Nahen Osten ist vorerst gestorben.

			Dass Netanjahu es wieder geschafft hat, ist eigentlich erstaunlich. In der Wahl ging es nicht um links oder rechts, um Tauben oder Falken. In Gantz‘ Partei, deren Name Blau-Weiß der israelischen Nationalflagge entspricht, gibt es geballte Militärerfahrung. Gantz war vier Jahre lang Generalstabschef und zwei Jahre Oberbefehlshaber des Heeres. Mit Mosche Jaalon und Gabi Aschkenasi gehören der Partei noch zwei weitere ehemalige Generalstabschefs an. Blau-Weiß an der Regierung wäre kaum ein Sicherheitsrisiko gewesen. Doch selbst in Städten und Siedlungen, die vom Raketenterror der Hamas betroffen sind, lag die Likud-Partei deutlich vorn. Das heißt, obwohl man in einem Jahrzehnt Netanjahu-Regierung ständig Raketenbeschuss ausgesetzt war, vertraut man dieser Regierung mehr als den kampferprobten Generalen von Blau-Weiß. Vermutlich muss man in Israel leben, um das zu verstehen.

			Der neuen Partei fehlte es auch nicht an politischer Erfahrung: Jaalon und Jair Lapid, der zweite Mann der Partei, hatten als Verteidigungs- bzw. als Finanzminister bedeutende Posten in Netanjahu-Kabinetten. Das mag zum guten Wahlergebnis von Blau-Weiß beigetragen haben, für den großen Erfolg hat es nicht gereicht.

			In den letzten Tagen vor der Wahl hatte Netanjahu allerdings offene externe Wahlkampfhilfe. US-Präsident Donald Trump erkannte die von Israel besetzten Golanhöhen als israelisches Staatsgebiet an, und der russische Präsident Wladimir Putin empfing Netanjahu fünf Tage vor der Wahl im Kreml. Dabei ging es um die Rückgabe der Gebeine eines vor 37 Jahren in Syrien gefallenen israelischen Soldaten. Am Wahltag stand „Bibi“, wie ihn Gegner und Freunde nennen, als der mit allen Wassern gewaschene Weltpolitiker da.

			Noch erstaunlicher ist, dass Netanjahu die Korruptionsermittlungen gegen ihn nicht geschadet haben.   Israels Generalstaatsanwalt will ihn wegen Betrugs, Bestechlichkeit und Untreue anklagen. Der Regierungschef selbst hat das immer als Hexenjagd bezeichnet und die Anschuldigungen als Lappalien abgetan. Das haben die Wählerinnen und Wähler wohl auch so gesehen. 

			Vor einem Urteil gilt auch für Politiker die Unschuldsvermutung, aber in den meisten Ländern würden Politiker, denen man vorwirft, den Staat als Selbstbedienungsladen zu benutzen und großzügige Geschenke von Unternehmen angenommen zu haben, keinen Fuß mehr auf den Boden bekommen.

			Ein künftiger Prozess und eine Verurteilung ist wohl das größte Risiko der fünften Amtszeit von Benjamin Netanjahu. Unwahrscheinlich ist das nicht, bei Korruption versteht Israels Justiz keinen Spaß. Schon Netanjahus Vorgänger Ehud Olmert wurde wegen Bestechlichkeit verurteilt. Im Fall einer Verurteilung würde es wohl Neuwahlen geben, und Gantz hätte eine zweite Chance - eine große, denn Likud ist Netanjahu.

			Nun könnte Netanjahu natürlich seine fünfte Amtszeit dafür nutzen, einen Prozess gegen ihn zu verhindern. Sei früherer italienischer Amtskollege Silvio Berlusconi hat „gefühlt“ seine gesamte Amtszeit der Prozessvermeidung gewidmet. Vorstellbar ist ein Immunitätsgesetz, das Regierungsmitglieder während ihrer Amtszeit vor Prozessen schützt. Dafür braucht Netanjahu allerdings die Hilfe der religiösen und ultrarechten Parteien, und denen muss er etwas bieten. Etwa die Annektierung der israelischen Siedlungen im Westjordanland, die der Regierungschef im Wahlkampf angekündigt hat. Bei seinen Koalitionspartnern steht er hier im Wort. Auf der anderen Seite dürfte selbst US-Präsident Trump seine Schwierigkeiten mit der Anerkennung dieser Siedlungen als israelisches Staatsgebiet haben. Die Europäische Union wird Sturm laufen, auch Deutschland könnte dem kaum zustimmen.

			Viel schlimmer wird die Reaktion der muslimischen Staaten sein. Länder wie Jordanien oder Ägypten dürften innenpolitische Schwierigkeiten bekommen, ihr mehr oder weniger freundschaftliches Verhältnis zu Israel zu begründen.

			Netanjahus Wahlsieg war ernüchternd. Er bedeutet, dass sich im Nahen Osten in nächster Zukunft wenig ändert. Und wenn doch, dann nicht zum Guten. Er war enttäuschend, weil in Israel offenbar eine Mehrheit gar nicht will, dass sich etwas ändert. 
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			Randglossen

			Nach der Erklärung von Richter Alejo Ramos Padilla vor einer parlamentarischen Kommission, in der er die Geheimdienste und deren telefonische Abhörungen erwähnte, haben viele Politiker zum Thema Stellung genommen. Lilita Carrió ging so weit, die Abschaffung des staatlichen Amtes AFI (“Agencia Federal de Inteligencia), früher als SIDE (“Secretaria de Estado de Inteligencia”) bekannt, zu fordern. Tatsache ist, dass dieser Geheimdienst unerlässlich bei der Verfolgung von Drogenhändlern u.a. Verbrechern, und Aufdeckung von Korruptionsmanövern ist. Ohne dies hätte die Macri-Regierung niemals einen so großen Erfolg bei der Bekämpfung des Drogenhandels erreichen können. Doch wie man verhindert, dass der Geheimdienst auch für politische Zwecke und persönliche Geschäfte eingesetzt wird, darüber gibt es kein Patentrezept, sondern nur eine sorgfältige Aufsicht des Leiters des Amtes, jetzt Gustavo Arribas, ein Vertrauensmann des Präsidenten Macri.

			Ja, sie sind immer noch dabei, die Briten. Doch vielleicht zeichnet sich ja eine Lösung ab, die gar nichts mit Backstop, Zollunion oder Binnenmarkt zu tun hat. Die Schweiz, ein Land, das wesentlich mehr von Volksabstimmungen versteht als das Vereinigte Königreich, macht es vor. Dort wurde am Mittwoch eine „Volksinitiative“ annulliert, weil der Abstimmung Falschangaben zugrunde lagen. Bei dem Brexit-Referendum vor fast drei Jahren wurde gelogen, dass sich die Balken bogen. Vielleicht sollte sich ein britisches Gericht und nicht das Parlament mit dem Referendum befassen. In der Schweiz wird die entsprechende Abstimmung wiederholt. Aber dort hat man auch Erfahrung mit der direkten Demokratie.

			Das ist auf keinen Fall Fake News oder eine „alternative“ Wahrheit. Wenn der US-Präsident Donald Trump sagt, er habe den Bericht des Sonderermittlers Robert Mueller über die Einmischung Russlands in den US-Wahlkampf nicht gelesen, lügt er nicht. Er kann ihn gar nicht gelesen haben, denn dafür hat er keine Zeit. Twittern, Fox News gucken, golfen und dann noch die vielen Staatsgäste... Nein, im Ernst. Trump hat den Bericht nicht gelesen, weil der 400 Seiten dick ist. Das entspricht etwa 4000 aneinandergereihten Twitter-Nachrichten. Das schafft selbst ein geübter Twitter-Mann wie Trump nicht. Vor allem nicht, weil er nach jedem zweiten Satz vor Entrüstung getwittert hätte.
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			Effizienter Energieeinsatz

			Argentinische Unternehmen werden von deutschen Fachleuten über den optimalen Energiekonsum belehrt. Das Programm wird zu 100% vom deutschen Staat finanziert.

			- Gebäude: Grundlagen der Energiestrategie. Wie in Argentinien, verbrauchen auch in Deutschland die Gebäude einen hohen Teil des Energiekonsums: 35% . (Quelle: BMWi). Deshalb ist der Baubereich eine der Grundlagen der Energiewende, die für 2020 angestrebt wird und darin besteht, dass 20% des Energiekonsums der Gebäude von erneuerbaren Quellen stammt, wobei auch neue Gebäude hinzukommen, die frei von Emissionen von CO2 sind. Gleichzeitig wird versucht, den primären Energiekonsum in Gebäuden bis 2050 um 80% zu verringern.

			- Unentgeltliche Ausbildung für argentinische Unternehmen: Wegen ihrer großen Beteiligung an der Energienachfrage sind die Gebäude ein zentraler Aspekt für jegliches Projekt über Energieersparnis oder energetische Transition. In diesem Sinn organisiert die Deutsch-Argentinische Industrie und Handelskammer (AHK Argentina) eine Delegation, mit dem Zweck der Ausbildung und der Geschäfte auf dem Gebiet der Energieeffizienz in Gebäuden, die für Ingenieure, Vermittler von Energie, “building managers”, Architekten, Berater u.a. bestimmt sind. Das Programm ist maßgeschneidert für den argentinischen Energiebereich und stellt keine Kosten für die Beteiligten dar.

			- Know how: das Wertschöpfung mit sich bringt. Die Unternehmen werden Zugang zu einer intensiven Ausbildung haben, die technische Besuche bei Referenzprojekten für Energieeffizienz, “networking” mit deutschen Unternehmen, internationalen Experten, sowie Ausbildung über die Rahmenordnung für Energieeffizienz in deutschen Gebäuden einschließt. Auf diese Weise werden sie Gelegenheit haben, an Ort über die Einführung effizienter Technologien zu erfahren, auch über die Entwicklung der Energieeffizienz in deutschen und EU-Gebäuden, und auch Information über die letzten technologischen und methodologischen Tendenzen erhalten. 

			- Energiewende: Erfolgserfahrung. Verringerung um 40% des Ausstoßes an Treibhausgas für 2050, Schließung sämtlicher Atomkraftwerke bis 2022 und Beteiligung von 40% bis 45% der erneuerbaren Energien an der gesamten Energieerzeugung, sind die vier Ziele der deutschen Übergangsperiode für Energie. Mit diesen Zielen steigt Deutschland als Referent bei Energie auf, ideal für Fachleute auf diesem Gebiet, die ihre Ausbildung beschleunigen wollen.

			- Energieeffizienz: Die Nachfrage nach Energie wächst seit Jahren, und es handelt sich um eine Tendenz, die keine Anzeichen der kurz- oder mittelfristigen Umkehr aufweist. Wenn man dies zum begrenzten Charakter der Energiequellen addiert, dann liegen die Lösungen nicht nur bei den Energieressourcen, sondern bei Mitteln um den Energiekonsum zu optimieren. Was die Auswirkung betrifft, so erhöht die Effizienz die Zuverlässigkeit und die Widerstandsfähigkeit des elektrischen Netzes, sondern sie schafft Ersparnisse, und neue Arbeitsplätze.

			- Digitale Potenz: Die Digitalisierung bietet ein großes Potential für die haltbare Entwicklung in der Bauwirtschaft.Verschiedene digitale Mittel für die Planung, die Durchführung und die Betreibung von Gebäuden erlauben ihre energetische Optimierung.

			 

		

	
		
			Wirtschaft
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 44,22, gegen $ 41,95 eine Woche zuvor. Die ZB hat weiter einer Kurssteigerung mit hohen Zinsen bei Leliq-Schatzscheinen entgegengewirkt. Die ZB-Reserven erreichten als Folge der Auszahlung von u$s 10,8 Mrd. durch den IWF u$s 77,33 Mrd., gegen u$s 68,31 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.3.20 bei $ 65,4, was einen Jahreszinssatz von 53,58% zum Ausdruck bringt.

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires weist in einer Woche zum Mittwoch eine Zunahme von 1,23% aus, und liegt somit um 6,15% über Ende Dezember 2018.

			***

			Die argentinischen Staatstitel lagen in einer Woche zum Mittwoch im Zeichen der Baisse. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2019: unverändert; Argentina 2021: -2,23%; Argentina 2026: -4,34%; Argentina 2046: -3,36%; Bonar 2024: -1,58%. Dies hängt mit einem erneuten Sprung der Landesrisikorate (Differenz der Rendite argentinischer Staatspapiere, die in NY gehandelt weden, mit der der US-Schatzscheine auf 10 Jahre, genannt “treasuries”) auf 816 Basispunkte zusammen. Die Risikorate lag vor zwei Jahren noch unter 400, stieg danach bis auf 829 Punkte Ende des Jahres 2018, fiel dann im Februar 2019 auf ca. 550 Punkte, und ging danach wieder nach oben.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 24 Karat zu $ 1.720,97 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 1.612,63). Gold von 18 Karat wurde auch diese Woche nicht gehandelt.

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 8.4.19 um 24,38%, bei einer Abnahme von 8,52% im Laufe dieses Jahres. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, stieg in dieser Periode um 14,01%, bei einer Abnahme von 11% in diesem Jahr. Hier kommt die restriktive Geldpolitik stärker zum Ausdruck.

			***

			Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 8.4.19 um 32,54% auf $ 2,01 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 5,56% auf $ 1,6 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen um 4,7% auf u$s 35,21 Mrd. und die Dollarkredite nahmen um 0,12% auf u$s 16,05% ab.

			***

			Richter Javier López Biscayart hat Lázaro Báez, seine drei Söhne und Leiter seines Bauunternehmens Austral Construcciones wegen Steuerhinterziehung in Höhe von $ 2 Mrd. (gleich ca. u$s 45 Mio.) beschlagnahmt. Das Gericht hat festgestellt, das die Steuererklärungen zwischen 2008 und 2014 durch falsche Rechnungen und erfundene Steuerguthaben grob gefälscht wurden. Die Forderung der AFIP, bei allen Unternehmen des Báez-Konzerns, und bei Einschluss des Jahres 2015 übersteigt $ 20 Mrd. Das Steuerstrafgesetz sieht bei der Hinterziehung, die bisher ermittelt wurde, eine Haftstrafe zwischen 3 Jahren und 6 Monaten und 9 Jahren vor. Nachdem Báez ein Strohmann von Néstor Kirchner und nach dessen Tod auch von Cristina war, betrifft diese gigantische Hinterziehung die beiden ehemaligen Präsidenten.

			*** 

			Die Auslastung der Kapazität der Industrie lag im Februar bei 58,5%, 5,9 Prozentpunte unter dem gleichen Vorjahresmonat, aber 2,3 Punkte über Januar 2019, teilt das INDEC mit. Am niedrigsten war die Auslastung der Kapazität bei der Metallmechanik (42,8%), bei der Kfz-Industrie (42,1%), bei Textilien (43,2%), bei Kautschuk und Kunststoffen (50,8%), bei Druckereien und Verlagen (52,1%) und bei Nahrungsmitteln und Getränken (57,6%). Am höchsten war die Auslastung bei Zigaretten u.a. Tabakprodukten (72,8%), bei Erdölraffinerien (71,7%), bei Papier und Pappe (71,7%), bei Chemie (69,4%), bei der Grundmetallindustrie (68,7%) und bei nicht metallischen Erzen (67,5%). Diese Statistik ist ungenau, einmal weil die Kapazitätsauslastung auch von der Art der Produktion abhängt, und dann, weil auch Maschinen eingeschlossen werden, die technologisch überholt sind und kaum noch verwendet werden. 

			***

			Die Regierung hat durch Beschluss des Schatzministeriums (Amtsblatt vom 10.4.19) beim vereinfachten Exportsystem, das für kleine und mittlere Unternehmen gilt, (benannt “Exporta Simple”) das Höchstgewicht von 300 Kg abgeschafft. Die wertmässige Höchstgrenze von u$s 15.000 je Sendung und u$s 600.000 pro Jahr wird beibehalten. Außerdem dürften jetzt das staatliche Postunternehmen und Aerolíneas Argentinas diese Sendungen direkt vollziehen.

			***

			Der Index der Industrieproduktion des INDEC (Jetzt umbenannt von EMI, “Estimador mensual industrial” in IPI, “Indice de produccion industrial”) lag im Februar um 8,5% unter dem gleichen Vorjahresmonat und (saisonbereinigt) um 2,4% über Januar 2019. Februar ist der 10. Monat in Folge mit einem interannuellen Rückgang. Bei Nahrungsmitteln betrug der interannuelle Rückgang im Februar nur 0,1%, bei nicht metallischen Erzen (an erster Stelle Zement) 4,3%, bei Textilien 5,3%, bei Kunststoffen 5,4%, und bei Maschinen und Anlagen 31,6%.

			***

			Der Index der Bauwirtschaft des INDEC, benannt ISAC (“Indice sintético de la actividad de la construcción”) verzeichnet im Februar einen interannuellen Rückgang von 5,3%, aber eine (saisonbereinigte) Zunahme von 8,3% gegenüber Januar 2019. 

			***

			Die Gasförderung lag im Februar 2019 um 7,8% über dem gleichen Vorjahresmonat, obwohl YPF, der weitaus größte Gaserzeuger, um 13,5% unter dem Vorjahr lag. Die Zunahme ist auf die erhöhte Förderung von Tecpetrol (Techint-Konzern) zurückzuführen. Im Februar ergab die Energiebilanz beim Außenhandel einen Überschuss von u$s 92 Mio., und im 1. Bimester einen von u$s 105 Mio. Unter der Regierung von CFK war diese Bilanz stark negativ.

			***

			Die lokale Fabrikation von Automobilen, Lastwagen und Nutzfahrzeugen (“pick ups”) lag im März bei 29.227 Einheiten, 41,1% unter dem gleichen Vorjahresmonat und 10,5% unter Februar 2019, berichtet der Verband Adefa. Die Lieferungen an die Agenturen erreichten 33.708 Kfz., 57,6% unter dem Vorjahr, aber 10,9% über Februar 2019. Die Exporte betrugen im März 21.085 Einheiten, 23,9% unter dem Vorjahr, aber 8,5% über Februar. Ohne Veränderungen des Bestandes zu berücksichtigen, ergibt sich aus diesen Zahlen ein Import von 25.566 Kfz., 4.481 Einheiten mehr als die exportierten.

			*** 

			Die BID-Invest, eine Tochter der Interamerikanischen Entwicklungsbank (BID) hat sich bereit erklärt, an einem Kreditpaket von u$s 900 Mio. mitzumachen, das für die Finanzierung der Straßenbauten bestimmt ist, die im Rahmen des PPP-Programmes der öffentlich-privaten Zusammenarbeit zugeteilt wurden. u$s 200 Mio. soll BID-Invest direkt beitragen, und u$s 700 Mio. sollen von den Banken J.P.Morgan, Goldman Sachs, Deutsche Bank, HSBS, UBS und Citibank, sowie von der Internationalen Finanzkörperschaft (der Tochter der Weltbank für Finanzierung an Privatunternehmen) und der Entwicklungsbank für Lateinamerika (ursprünglich Andenkörperschaft, CAF, benannt) aufgebracht werden. Der Kredit wird unter den Unternehmen verteilt, die die Zuteilung der 6 Straßenkorridore erhielten. Es handelt sich um 813 km Autobahnen, 1.494 km sogenannte “sichere” Straßen (die breiter sind), und 252 km von speziellen Arbeiten. Die Investition für die ersten 4 Jahre wurde auf u$s 6 Mrd. veranschlagt, zu denen danach noch u$s 2 Mrd. hinzukommen. Der Kredit, um den es jetzt geht, finanziert nur den ersten Teil der Arbeiten. Die Kreditbedingungen (Laufzeit und Zinsen) wurden nicht bekanntgegeben. Es wird jedoch angenommen, dass es sich um normale Zinsen (eventuell bis zu 8%?) handelt, da bei höheren Zinsen die Rechnung für die Unternehmen nicht aufgeht. Es ist wichtig, dass diese Verschuldung, trotz der staatlichen Garantie, als privat eingestuft wird, da sie sonst dem IWF-Abkommen widerspricht. Die Rückzahlung des Kredites erfolgt auf Grund der Einnahmen aus Mautgebühren, aber auch durch staatliche Zuschüsse. 

			***

			Der exekutive Vorstand des Internationalen Währungsfonds hat am Freitag der Vorwoche der Auszahlung von u$s 10,8 Mrd. zugestimmt. Von den u$s 56,6 Mrd., die der Fonds gesamthaft gewährt hat, wurden u$s 15 Mrd. am 21. Juni 2018 ausgezahlt, u$s 5,7 Mrd. am 30.10.18, u$s 7,6 Mrd. am 21.12.18. Mit dem neuen Betrag sind es bisher insgesamt u$s 39,1 Mrd. Somit fehlen noch u$s 17,5 Mrd.

			***

			Cristine Lagarde, die Vorsitzende des IWF, wies darauf hin, dass die Wirtschaftspolitik von Macri, die vom Fonds unterstützt werde, schon Erfolge aufweise: die Defizite der Staatsfinanzen und der Leistungsbilanz hätten stark abgenommen, und es bestünden Zeichen, dass die Rezession den Tiefpunkt erreicht habe, so dass eine graduelle Erholung in den kommenden Quartalen erwartet werde. Doch die Inflation sei auf einem hohen Niveau verblieben. Um zu erreichen, dass sie dieses Jahr nicht über 30% liegt, müssten sich die Lohnverhandlungen an diese Zahl halten (eventuell etwas mehr), aber ohne Aufholung des Verlustes von 2018. 

			*** 

			Dieses Jahr wird mit einer Maisernte von 46,5 Mio. Tonnen gerechnet, mehr als zehn Mal so viel wie vor 10 Jahren. Von 2000 bis 2010 lag die Produktion durchschnittlich bei 15 Mio. Tonnen. Die Rentabilität verdreifacht dieses Jahr bei Mais, die von Sojabohne, aber die Ausgaben pro Hektar sind drei Mal so hoch. Dank gutem Klima, Einsatz von Düngemitteln, Unkrautkontrolle und wirksamer Bekämpfung von Insekten, liegen die Erträge nahe bei 10 Tonnen pro Hektar, etwa so viel wie im “Corn belt” der USA.

			*** 

			Der Stadtchef von Buenos Aires, Horacio Rodriguez Larreta, erklärte, der Rindermarkt von Liniers (der sich im Stadtbezirk Mataderos befindet) werde Ende dieses Jahres geschlossen und in den neuen Markt im Vororot Cañuelas verlegt. Die Einrichtungen für diesen neuen Markt seinen schon weit fortgeschritten. Die Schließung war schon 2001 verfügt worden, wurde jedoch 11 Mal verlängert. Der neue Markt ist nicht nötig, weil heute Rinder weltweit per Internet gehandelt werden, was auch schon zum Teil in Argentinien der Fall ist. Der Viehmarkt besetzt 32 ha in der Stadt, die ab 2020 für andere Zwecke eingesetzt werden können. Beiläufig wird dadurch die ganze Gegend verbessert, weil der Markt eine schmutzige und lärmige Tätigkeit darstellt.

			***

			Die Gehälter des Haushaltspersonals wurden ab 1. April um 15% erhöht. Das hat die nationale Kommission für Arbeit in privaten Haushalten mit den zuständigen Gewerkschaften vereinbart. Diese Zulage kommt zu der von 25% hinzu, die 2018 verfügt wurde. Das Gehalt beträgt somit auf mindestens $ 14.478,50 pro Monat für Personal, das nicht in der Wohnung schläft und 8 Stunden pro Tag und 4 am Samstag arbeitet, und $ 16.117 für solches, das in der Wohnung wohnt. 

			***

			Die ZB hat das Ziel der Expansion der monetären Basis, das die Regierung mit dem IWF verpflichtet hat, im März 2019 erneut übertroffen. Vorgesehen war eine Zunahme des monatlichen Saldos von durchschnittlich $ 1,34 Bio., und effektiv waren es nur $ 1,31 Bio.

			***

			Der Bestand der Leliq-Schatzscheine liegt schon in der Nähe der Billion Pesos. Die vorangehenden Lebac erreichten schließlich im Februar 2018 fast 1,3 Bio., was als unhaltbar angesehen wurde. Und jetzt ist es schon ähnlich bei den Leliq. Die Zinsen, die auf die Leliq gezahlt wurden, erreichten im 1.Quartal 2019 schon $ 129 Mrd., was hochgerechnet auf ein Jahr und bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt 4% ergibt, die nicht zum Staatsdefizit hinzugezählt werden, obwohl es sich zweifelsohne um Defizit handelt.

			***

			Der Construya-Index, den die wichtigsten Fabrikanten von Baumaterialien auf Grund ihrer Lieferungen auf dem Binnenmarkt aufstellen, weist im März 2019 eine Abnahme von 16,3% gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat auf, liegt aber (saisonbereinigt) um 9,65% über Februar 2019. 

			***

			Die Provinz Rio Negro wurde gezwungen, ihren Stromkonsum um 10% zu verringern, weil sie dem staatlichen Betreiber des Stromgrossistenmarktes, CAMMESA, $ 2,85 Mrd. schuldet. Die Entscheidung war schon lange fällig, wurde jedoch verschoben und erst nach den Provinzwahlen getroffen.

			***

			Das Schatzamt hat am Dienstag Schatzscheine (Letes) in Dollar für u$s 700 Mio. zu 4,5%, und auch Schatzscheine in Pesos (Lecap) auf drei Monate für $ 38 Mrd. zu 55,02% untergebracht. Die Offerten erreichten $ 43.39 Mrd. Bei den Dollartiteln verfiel ein Betrag von u$s 1,07 Mrd., von dem jetzt 66% erneuert wurde.

			***

			Die Gehaltserhöhungen für 2018 blieben im Bundesstaat und in der Stadt Buenos Aires hinter der Inflation zurück. Für 180.000 Beamte des Nationalstaates (die nicht die Justizbeamten u.a Bereiche einschließen) wurde ein Erhöhung der Gehälter von insgesamt 28% verfügt. Für die Beamten der Stadt Buenos Aires waren es insgesamt 38%. Bei einer Inflation von fast 50% fand in beiden Fällen ein Reallohnverlust statt, der in Wirklichkeit noch höher ist, weil die Erhöhungen schrittweise gewährt wurden, so dass sich beim Vergleich des Durchschnitts von 2018 gegenüber dem von 2017 eine niedrigere Zunahme ergibt. Die offizielle Information lässt viele Fragen unbeantwortet.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die Weltbank arbeitet an einem Programm der wirtschaftlichen Erholung von Venezuela, das bei einem eventuellen Regierungswechsel in Gang gesetzt würde, erklärte Carlos Vegh, Chefökonom der Bank für Lateinamerika und die Karibik. Die Weltbank geht von einem Rückgang von 25% des Bruttoinlandsproduktes in diesem Jahr aus, mit einer kumulierten Abnahme seit 2013 von 60%. Die Erholung soll auf drei Pfeilern beruhen: 1. Inflationsbekämpfung und makroökonomische Stabilisierung, was Aufgabe des IWF sei; 2. Unmittelbare Erhöhung der Erdölproduktion, die sich seit 2014 halbiert hat; 3. Bereitstellung von Mitteln (zusammen mit der BID und der CAF) für die soziale Krise, nachdem sich schätzungsweise 90% der Bevölkerung im Zustand der Armut befindet.

			***

			Auch in Brasilien besteht großes Interesse an der Ausbeutung von Lithiumlagern. Die japanische Mitusui hat eine Investition von u$s 30 Mio. angekündigt, um ein Lager in Grota do Cirilo auszubeuten, wo die kanadische Sigma Lithium Ressources schon tätig ist. Diese tritt ein Gebiet ab, und Mitsui verpflichtet sich, ihr ein Viertel der erwarteten Förderung von 220.000 Jato Lithium zu übergeben.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Mercedes Benz Argentina
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			Ab 1. Mai 2019 tritt Manuel Mantilla (45) als Generaldirektor der Firma an, behält aber dabei seine bisherige Funktion als Leiter der Abteilung Vans Argentina. Mantilla trat bei Mercedes Benz im Jahr 2009 ein. Während seiner Amtszeit konsolidierte er die führende Stellung des Sprinter. 2014 übernahm er dann die ganze Verantwortung für den Van-Bereich. Er ist Lizenziat der Unternehmensverwaltung der katholischen Universität von Buenos Aires, und hat auch einen MBA (Master of business administration) der Leigh Universität von Pennsilvania, USA, erworben. Roland Zey, gegenwärtiger Geschäftsführer und auch Leiter von Vans Lateinamerika, übernimmt am 1. Mai die Leitung von Aftersales Vans, mit globaler Verantwortung und Sitz in Deutschland. Zey hat die Van-Abteilung in Lateinamerika mit großem Erfolg konsolidiert.

			Henkel Argentina
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			Federico Schroer (35) wurde ab 1. März 2019 zum Präsidenten der argentinischen Henkel-Filiale ernannt. Er trat 2011 in das Mutterhaus der Firma in Deutschland ein, und übernahm dabei sukzessive verschiedene Funktionen, wie Verkaufschef, korporativer Leiter der internen Kontrolle und Handelsdirektor. Vorher hatte Schroer schon Erfahrung bei anderen multinationalen Unternehmen gesammelt. Schroer ist Industrieingenieur der Universität von Buenos Aires und hat auch einen MBA der Kellog School of Management der Northwestern University der USA. Henkel hat weltweit eine führende Stellung bei Innovationen und Technologien auf drei Gebieten: Klebstoffe (“adhesive Technologies”), Schönheitspflege (“Beauty care”) und Haushaltsversorgung (“laundry & home care”).

			Emitex

			Vom 9. bis zum 11. April fand im Ausstellungsgelände von “Costa Salguero”, in der Bundeshauptstadt, die internationale Ausstellung der Lieferanten der Bekleidungsindustrie, Emitex, statt. 80 Aussteller waren auf 5.6000 qm anwesend. Bei der Einweihung sprach Fernando Gorbarán, Präsident und Geschäftsführer der Messe Frankfurt Argentina. Er wies darauf hin, dass in diesen schwierigen Zeiten beschlossen worden sei, die Anstrengungen zu erhöhen, um der Bekleidungsindustrie neue technologische Möglichkeiten zu geben.

			Aluar

			Die Firma Aluar, mit einem großen Aluminiumwerk in Puerto Madryn, Provinz Chubut, hat Obligationen für u$s 150 Mio. zu 6,7% untergebracht, die für die Finanzierung des Projektes über Windanlagen für Stromerzeugung bestimmt sind, in das schon u$s 260 Mio. investiert wurden. 

			Garantizar

			Diese Gesellschaft für gegenseitige Risikoversicherung (SGR), die von der Banco Nación abhängt, hat 2018 Kredite für $ 18 Mrd. ermöglicht, von denen $ 3,5 Mrd. auf die Landwirtschaft entfallen, wo Garantizar eine führende Stellung hat, mit 60% sämtlicher Kredite mit dieser Garantie. Dieses System der Kreditversicherung, das in Spanien sehr verbreitet ist und in den 90er Jahren in Argentinien von Wirtschaftsminister Domingo Cavallo eingeführt wurde, beruht auf dem Prinzip, dass bei einem Kredite alle Mitglieder der SRG haften. Die Garantie erleichtert dann den Zugang zum Bankkredit, wobei die Bank, in diesem Fall Banco Nación, auch nicht die einzelnen Kreditnehmer eingehend zu prüfen braucht.

			Molinos Río de la Plata

			Dieses führende lokale Lebensmittelunternehmen, das dem Konzern Perez Companc gehört, hat ihr italienisches Tochterunternehmen Delverde an die italienische Newlat Food verkauft. Der Preis betrug E 9,25 Mio., abzüglich der finanziellen Schuld des Unternehmens. Delverde erzeugt trockene Teigwaren hoher Qualität. Newlat Food ist auch auf diesem Bereich tätig, mit den Marken Buitoni und Pezzullo. Molios Río de la Plata verbleibt jetzt eine Lizenz, um die Marke Dalverde in Argentinien weiter zu verwenden.

			Der Konzern Perez Companc hat dieses Jahr mehrere Unternehmen gekauft: den Biodieselölproduzenten Patagonia Energía, einen Schlachthof in Uruguay und das lokale Teigwarenunternehmen La Salteña. 

			Desdelsur

			Dieser größte argentinische Gemüseproduzent und –exporteur hat einen Kredit von u$s 30 Mio. von BID-Invest (eine Tochter der Interamerikanischen Entwicklungsbank) und der niederländischen Rabobank erhalten, mit einer Laufzeit von 7 Jahren, mit zwei Jahren Karenzfrist, und einem Zinssatz von Libor plus 2 Prozentpunkte, was 7,5% ergibt. Die Mittel sind für die Erweiterung und Modernisierung der Anlagen zur Verarbeitung von Gemüse und Erdnuss und für ein Feed-lot für 80.000 Rinder und die Einführung von Weiden mit Bewässerung auf 5.000 ha bestimmt. 

			José Macera, Gründer und Geschäftsführer der Firma, erklärte, das Unternehmen exportiere 50.000 Tonnen Gemüse pro Jahr, zu denen noch Erdnuss u.a Produkte hinzukommen, so dass es insgesamt 70.000 Tonnen sind. Auf dem lokalen Markt ist die Firma kaum tätig, obwohl sie früher die Supermärkte von Cenconsud (Jumbo, Disco und VEA) versorgte. Jetzt strebt sie erneut eine stärkere Präsenz an.

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Eine wahlbedingte Wirtschaftspolitik

			Von Juan E. Alemann

			Die bevorstehenden Wahlen wirken sich direkt auf die Wirtschaft aus, aber sie bedingen auch die Wirtschaftspolitik der Macri-Regierung. Die Tatsache, dass Cristina Kirchner eine Chance hat, die Wahlen zu gewinnen, wirkt paralisierend. Denn man geht davon aus, dass sie Gefangene ihrer Vorurteile und des “antimacrismus” sein und Populismus betreiben wird, aber ohne Geld, was katastrophale Folgen haben würde, mit der Gefahr einer Hyperinflation und chaotischer Zustände. Aber auch bei einem Präsidenten, der aus den Reihen des nicht kirchneristischen Peronismus stammt, der sich für “Alternativa Federal” aufstellt und eventuell mit der Unterstützung von Sozialisten und linken Radikalen zählt, sei es Lavagna, Massa oder sonst wer, bestehen Zweifel über die Beibehaltung bestimmter Prinzipien der bestehenden Wirtschaftspolitik, vor allem bezüglich Energie und Landwirtschaft. Von ihnen wird eher eine Schließung der Wirtschaft erwartet, mit strenger Devisenbewirtschaftung und einem extremen Interventionismus. Die Regierung muss sich mit der Tatsche abfinden, dass die Gestaltung der Wirtschaftspolitik mit diesem Horizont schwierig geworden ist.

			Dennoch ist sich Präsident Mauricio Macri bewusst, dass er jetzt die Wirtschaftspolitik in vielen Aspekten so gestalten muss, dass sich seine Wahlaussichten spürbar verbessern. Er hat somit beschlossen, eine Pause bei seinen langfristigen Konzepten einzuschalten. Es geht jetzt an erster Stelle um eine Senkung der Inflationsrate, die im März angeblich um die 4% (gemessen am Index der Konsumentenpreise) liegen wird. Ab April müsste sie unter 2% monatlich liegen. 

			Als erstes erfordert dies eine Beherrschung des Wechselkurses. Es darf keine Kurssprünge geben und auch keine größeren Kursschwankungen, die Unruhe herbeiführen und sich auf die Preise auswirken. Der Wechselkurs muss jetzt hinter der internen Inflation zurückbleiben. Das ist das klassische Stabilisierungsrezept. Solange der Kurs dabei real relativ hoch bleibt, was bedeutet, dass die Preise die Abwertung, die ab Mitte 2018 eingetreten ist, nicht voll aufholen, ist der Fall nicht so schlimm. Doch wenn zu weit gegangen wird, und der Wechselkurs wieder real “zu niedrig” ist, dann taucht sofort am Horizont die nächste Krise auf. 

			Die Regierung hat jetzt die Möglichkeit, den Kurs zu beherrschen. Einmal stehen $ 10,8 Mrd. bereit, dessen unmittelbarer Einsatz der IWF genehmigt hat. Die ZB kann ab 15. April u$s 60 Mio. pro Tag verkaufen. Wahrscheinlich wird das jedoch nicht notwendig sein. Was nicht klargestellt wurde, ist ob die Grenze für jeden Tag gilt, oder ob an einem Tag keine Dollarverkäufe stattfinden und eventuell am nächsten $ 120 Mio. verkauft werden können. Die Kumulierung der täglichen u$s 60 Mio. würde beruhigend wirken. Aber das muss vorher klargestellt werden. 

			Dann kommen die Dollar der Rekordernte herein. Kritiker weisen darauf hin, dass die Exporteure die Dollar eventuell im Ausland behalten, statt sie in Pesos umzuwandeln. Dabei wird vergessen, dass die Exporteure von Getreide und Ölsaat diese Ware von Landwirten und lokalen Händlern kaufen und bestenfalls ihren Nettogewinn im Ausland lassen können, der bezogen auf den Exportwert minimal ist. Und die Landwirte benötigen das Geld auch, zunächst um Schulden zu zahlen und dann um Ausgaben für die Periode 2019/20 zu zahlen, in der sie voraussichtlich auch viel säen und düngen werden. Dann kommt noch der Erlös anderer Exporte hinzu, an erster Stelle Rindfleisch, das dieses Jahr in wesentlich höheren Mengen produziert und exportiert wird. Hinzu kommen noch Exporte von Informatiksoftware, die schon einen bedeutenden (und stark steigenden) Betrag ausmachen. Gleichzeitig wird wenig importiert, so dass die Dollarnachfrage sinkt. Dann kommen noch Auszahlungen von Krediten hinzu, die die Weltbank, die BID, chinesische Banken u.a Banken gewährt haben, die zusammen einen bedeutenden Betrag ausmachen, der viel höher als der der Amortisation bestehender Kredite ist. 

			Die Dollarkäufe für Hortungskäufe dürften jetzt gering sein, weil Pesoknappheit besteht und viele Menschen Dollar aus ihrem Bestand verkaufen müssen, um Ausgaben zu decken. Bei der restriktiven Geldpolitik, die jetzt betrieben wird, tritt dieses Verhalten stärker ein. Man darf nicht vergessen, dass der normale Liquiditätsbedarf, der in jeder Wirtschaft besteht, in Argentinien weitgehend in Dollar gehalten wird, die dann je nach dem Pesobedarf verkauft werden. Man kann somit davon ausgehen, dass es der Regierung gelingt, den Devisenmarkt zu beherrschen und den Wechselkurs auf einem einigermaßen stabilen Niveau zu halten. Wobei jedoch Überraschungen nie ausgeschlossen sind.

			Doch gleichzeitig mit der kursbedingten Politik der Senkung der Inflationsrate, will die Regierung auch direkte Maßnahmen ergreifen: an erster Stelle soll das Programm der “gepflegten Preise” ausgeweitet werden. Lilita Carrió schlug vor, auch zu bestimmen, dass die Supermärkte die verbilligten Waren an sichtbaren Stellen zeigen müssen, bei Knappheit derselben bestraft werden, und dergleichen mehr. Darauf ist Macri jedoch nicht eingegangen. Ebenfalls war die Rede davon, bei einer Liste von 40 Produkten des täglichen Konsums, die Preise einzufrieren. Ebenfalls sollen weitere Tariferhöhungen hinausgeschoben werden. 

			Außerdem soll die Konjunktur durch subventionierte Kredite für den Kauf von dauerhaften Konsumgütern (Haushaltsgeräten, Möbeln, Bekleidung u.a.) angetrieben werden: Es sollen angeblich wieder Zahlungen in 12 und eventuell 18 monatlichen Raten erfolgen. Doch wenn man von gegenwärtigen Zinsen von 60% bis 100% ausgeht, die bei Konsumkrediten über Kreditkarten von den Banken gefördert werden, verbleiben die Zinsen auch bei einer Senkung auf die Hälfte sehr hoch. Und wenn der Zinssatz viel niedriger angesetzt wird, dann entstehen bei den Banken Probleme. 

			Bei einem Kredit von über 60% Zinsen und mehr ist es für den Konsumenten ein schlechtes Geschäft, mit Ratenzahlung zu kaufen. Angenommen die Inflation erreicht 40%, was schon viel mehr wäre, als die privaten Konsumenten allgemein annehmen, dann verbleibt ein realer Zinssatz von über 20%. Und in Dollar wären es bei einem Kurs, der hinter der Inflation zurückbleibt, noch mehr, eventuell über 30%. Einfach absurd!

			Es wäre also auf alle Fälle günstiger, sich in Dollar zu verschulden. Auch ein Zinssatz von10%, der anormal hoch wäre, wäre günstiger als diese absurden Pesozinsen. Als erstes sollte die Bestimmung außer Kraft gesetzt werden, dass die Banken nur Dollarkredite für Finanzierung von Außenhandelsgeschäften gewähren können. Die Banken müssen beurteilen, wer einen Dollarkredit verkraften kann und wer nicht. Das Argument, dass die Schuldner über Pesos und nicht über Dollar verfügen, ist abwegig, denn es geht nur um die Berechnung des Pesobetrages, der für die Zahlung der Schuld notwendig ist. Ob der Schuldbetrag in Pesos mit dem Dollarkurs oder dem UVA-Index oder einem anderen berichtigt wird, ändert nicht viel. Das Argument, dass Argentinien keine Dollar druckt, das in diesem Zusammenhang erwähnt wird, hat keinen Sinn. Ein Schuldner in den Vereinigten Staaten druckt auch keine Dollar. 

			Die Banken verfügen über Dollardepositen von leicht über u$s 35 Mrd., und bei der Mindestreserven von 20% (sie sind hier viel niedriger als bei Pesodepositen) verbleiben $ 28 Mrd. Doch die Dollarkredite betragen nur u$s 16 Mrd., so dass u$s 12 Mrd. zur Verfügung stehen, um sofort weitere Kredite zu vergeben. Da die Banken sehr niedrige Zinsen auf diese Depositen zahlen, können sie auch Dollarkredite zu Zinsen unter 10% vergeben. 

			Leider wird das bimonetäre System, das in Argentinien besteht, nicht begriffen. Auch von den meisten Fachökonomen nicht, vor allem denen, die in den USA studiert haben, wo so etwas undenkbar ist. Ein bimonetäres System wie in Argentinien, das die Gesellschaft seit Jahrzehnten in ihren Gewohnheiten fest verankert hat, gibt es sonst nirgends. Venezuela geht in den letzten Jahren in die gleiche Richtung, ist aber noch lange nicht so weit wie Argentinien. Die Verwendung des Dollars hat es dort erlaubt trotz Hyperinflation weiter zu wirtschaften. Ohne den Dollar als faktische interne Zweitwährung, wäre die Krise in Venezuela noch viel schlimmer. 

			Die Regierungssprecher weisen ständig darauf hin, dass immer mehr Daten der realen Wirtschaft (Industrieproduktion, Bauwirtschaft u.a.) auf eine Besserung gegenüber Ende 2018 hinweisen, auch wenn sie unter dem gleichen Monat des Vorjahres liegen. Es dürfte gewiss zunehmende Besserungen geben, die zunächst besonders in der Getreide- und Ölsaatgegend aufkommen, wo die Landwirte mehr Geld erhalten und dann auch mehr ausgeben, was zunächst in den Dörfern der Gegend zum Ausdruck kommt. Doch diese Entwicklung geht offensichtlich zu langsam, um im Oktober schon so stark aufzutreten, dass die Wähler dann für die Regierung stimmen. Deshalb will die Regierung den Aufschwung beschleunigen, auch mit Maßnahmen, die nicht sehr orthodox sind und im Grunde mehr zur Wirtschaftspolitik von Cristina Kirchner als der von Mauricio Macri passen.
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			Die Erneuerung der Stadt Buenos Aires

			Von Juan E. Alemann

			Unter Mauricio Macri als Chef der Stadtverwaltung von Buenos Aires (2007/15), und Horacio Rodriguez Larreta (2015/19) danach, wurde die Stadt Buenos Aires in wesentlichen Aspekten erneuert, womit viele Probleme gelöst und die Lebensqualität der Bewohner und derjenigen, die in der Stadt arbeiten, in wichtigen Aspekten verbessert wurde oder bald wird. Die Stadt weist ein Bruttoinlandsprodukt pro Kopf aus, das zwei bis dreimal so hoch wie im Rest des Landes ist, womit auch die Probleme anders sind. U.a. tritt dabei ein Verkehrsproblem auf, mit Verstopfung der Straßen, das es im Landesinneren nicht gibt, oder nur beschränkt. Die Armutsproblematik ist auch, mit nur 12,6% gegen einen nationalen Durchschnitt von 32%, viel beschränkter. Buenos Aires hat zunehmend typische Wohlstandsprobleme. Im Wesen handelt es sich um eine Mittelstandgesellschaft. 

			Macri hat sich sehr um die Instandhaltung der Straßen u.a. Routinetätigkeiten gekümmert, aber grundsätzlich zwei große Leistungen aufgewiesen: einmal überschwemmen sich bestimmte Gegenden nicht mehr, oder eventuell nur kurzfristig. Beim Maldonado-Fluss, der unter der Juan B. Justo verläuft, wurden die Arbeiten vor Jahren abgeschlossen, und bei den anderen Flüssen, die unter der Stadt fließen, sind sie weit fortgeschritten, aber noch nicht beendet. Wirkliche Überschwemmungen wie früher gibt es nicht mehr. 

			Das zweite ist der Metrobus, der den Omnibusverkehr erleichtert, die Fahrzeiten stark verkürzt, und beiläufig auch den Automobilverkehr erleichtert, der nicht mehr durch Omnibusse gestört wird. Gewiss ist die U-Bahn eine bessere Lösung: aber ein Km U-Bahn kostetet bis zu u$s 100 Mio, einer von Metrobus nur u$s 5 Mio. Als Macri Präsident wurde, hat er das System auf Vororte ausgedehnt, und das geht jetzt weiter.

			Was weniger bekannt ist, ist das in diesen Regierungsperioden eine bedeutende qualitative Verbesserung der öffentlichen Schulen stattgefunden hat, was dazu geführt hat, dass zum ersten Mal in vielen Jahren Schüler von Privatschulen auf öffentliche übergingen, und auch, dass Familien, die außerhalb der Stadt wohnten, ihre Kinder in die der Stadt schickten. Bestehende Schulen mussten erweitert werden, und es wurden 54 neue in Angriff genommen, von denen etwa zehn schon fertig sind. 

			Was die öffentlichen Hospitäler betrifft, so wurde der Dienst verbessert und auch die telefonische Beantragung eines Turnus eingeführt, so dass man nicht im Morgengrauen kommen und stundenlang warten muss. Auch das hat dazu geführt, dass Personen, die in der Provinz wohnen, die Krankenhäuser der Stadt bevorzugen.

			Die Stadtregierung hat auch Fortschritte bei der Umwandlung der Elendsviertel in normale städtische Gegenden erreicht. Ein Elendsviertel ist eine Sache und ein armes Stadtviertel etwas ganz anderes. Rodriguez Larreta bemührt sich auch um die Klärung der Eigentumsverhältnisse, so dass die Bewohner auch öffentliche Dienste erhalten und die Wohnungen ausbauen und verbessern können. Hier fehlt noch viel; aber die Elendsviertel der Stadt sind auf alle Fälle schon viel besser als die der Umgebung oder des Landesinneren. 

			Für dieses Jahr sind, noch vor den Wahlen, folgende bedeutende Einweihungen vorgesehen:

			1. Im April soll die Erweiterung des Gehsteiges der Straße Corrientes, zwischen Callao und Libertad, fertig sein.

			2. Im Mai werden die neuen U-Bahnstationen der Linie E (Plaza de Mayo bis Retiro) in Betrieb genommen. Kurz danach kommen die Stationen Correo Central, Catalinas und Retiro hinzu. 

			3. Im Mai wird die neue Strecke der Mitre-Bahn in Betrieb genommen, die auf einer Brücke von 4 km über die Station Belgrano C führt und dabei zahlreiche Strassenkreuzungen freigibt, wo es vorher Barrieren oder gar keinen Übergang gab. 

			4. Im Mai soll dann die neue tiefgelegene Straße eingeweiht werden, die die Autobahn La Plata-Buenos Aires mit der Illia-Autobahn (Nordausfahrt der “9 de Julio”) verbindet. Das ist besonders für Lastwagen gedacht, die somit den normalen Verkehr der Straße stören, die parallel zu dieser führt. 

			5. Gelegentlich kommt noch die Strecke der hochgelegten Eisenbahn San Martín hinzu, die über die Juan B. Justo führt. 

			Die Regierungen, sowohl die der Stadt wie die Nationalregierung, wollen sämtliche Bahnübergänge in der Stadt und Umgebung durch Unterführungen oder hochgelegte Schienen abschaffen, im Fall der Sarmiento-Bahn durch eine U-Bahn, die sie ersetzt. Das erleichtert den Straßenverkehr, der gegenwärtig in vielen Stellen verstopft ist, erlaubt aber auch, dass die Vororteisenbahnen in kurzen Abständen fahren, wie die U-Bahn, so dass auch mehr Züge eingesetzt werden können und die Wartezeiten für die Passagiere drastisch sinken. Der öffentliche Personenverkehr soll dabei so weit wie möglich von der Straße auf die Schiene verlagert werden, was die Straßen auch entlastet. 

			Um den Verkehr zu entlasten wurde auch die Verwendung von Fahrrädern gefördert, was auch eine gesundheitliche Seite hat. Es wurden Teile von Straßen für Fahrräder reserviert, und öffentliche Fahrräder eingeführt. Diese Initiative war sehr erfolgreich.

			Die Stadtregierung hat ein sehr klares Konzept über die notwendigen Investitionen, und führt es systematisch durch. Doch all das, was wir oben aufgeführt haben, erfordert hohe finanzielle Mittel, die die Stadt zum großen Teil mit Aufnahme von Schulden finanziert. Somit sollte nach Fertigstellung der aufgeführten Projekte eine Periode mit weniger Investitionen folgen.
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